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Zweites Gesetz 
zur Änderung des Krankenhaus­

gestaltungsgesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Vom 25. März 2015 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Zweites Gesetz 
zur Änderung des Krankenhausgestaltungsgesetzes 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Artikel 1 
Änderung des Krankenhausgestaltungsgesetzes 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Das Krankenhausgestaltungsgesetz des Landes Nord­
rhein-Westfalen vom 1 1. Dezember 2007 (Gv. NRW. 
S. 702 ,  ber. 2008 S. 157) ,  das zuletzt durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 14.  Februar 2012 (Gv. NRW. S. 97) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 7 wird wie folgt gefasst: 
, , §  7 Transparenz und Qualitätssicherung" .  

b )  Die Angabe z u  § 8 wird wie folgt gefasst: 
,,§ 8 Patientenorientierte Zusammenarbeit" . 

c) Die Angabe zu § 28 wird wie folgt gefasst: 
, , §  28 Widerruf und Rücknahme der Bewilli­
gung, Rückforderung von Fördermitteln" .  

d)  Nach der Angabe zu § 34 werden die folgenden 
Angaben eingefügt: 
,, § 34a Ordnungswidrigkeiten 

§ 34b Haftpflichtversicherung" .  

e )  Die Angabe z u  § 38  wird wie folgt gefasst: 
, , §  38 Inkrafttreten ' .' 

2. § 1 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

, , (4) Mit der Aufnahme in den Krankenhausplan ist 
das Krankenhaus verpflichtet, im Rahmen seiner Ver­
sorgungsmöglichkeiten in den zugelassenen Weiter­
lüldungsstätten .Stellen für die Weiterbildung von 
Arztinnen und Arzten sowie für die Weiterbildung 
der in § 1 Absatz 1 Satz 1 Psychotherapeutengesetz 
vom 16 .  Juni 1998 (BGBl. I S. 1 3 1 1) ,  das zuletzt 
durch Artikel 34a des Gesetzes vom 6. Dezember 
2 0 1 1  (BGBl. I S. 25 15) geändert worden ist, genann­
ten Berufe der heilkundlichen Psychotherapie bereit 
zu stellen und an der Aus-, Fort- und Weiterbildung 
der Gesundheitsberufe mitzuwirken." 

3. Dem § 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,, (3) Das Krankenhaus wirkt, soweit möglich, auf ein 
Angebot nach § 13 Absatz 2 des Schwangerschafts­
konfliktgesetzes vom 27. Juli 1992 (BGBl. I S. 1398) ,  
das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 28 .  Au­
gust 2013 (BGBl. I S .  3458) geändert worden ist, hin." 

4. § 3 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 3 
Pflege und Betreuung der Patientinnen 

und Patienten 

(1) Pflege, Betreuung und Behandlung sowie die ge­
samten Betriebsabläufe des Krankenhauses sind der 
Würde der Patientinnen und Patienten sowie ihren 
Bedürfnissen nach Schonung, Ruhe und einer akti­
vierenden Genesung anzupassen und angemessen zu 
gestalten. Dabei tragen die Krankenhäuser insbeson­
dere auch weltanschaulichen, soziokulturellen und 
religiösen Unterschieden sowie den verschiedenen 
Bedürfnissen von Männern und Frauen Rechnung. 

(2) Die Krankenhäuser berücksichtigen die besonde­
ren Belange behinderter, hochbetagter und dementer 
Patientinnen und Patienten mit ihrem Bedürfnis 
nach Fortführung eines selbstbestimmten Lebens und 
entwickeln entsprechende Behandlungskonzepte. 

(3) Die Würde sterbender Patientinnen und Patien­
ten ist besonders zu beachten und über den Tod hin­
aus zu wahren. Hinterbliebene sollen angemessen 
Abschied nehmen können." 

5 .  § 5 Abs. 2 Satz 2 KHGG NRW wird durch die folgen­
den Sätze ersetzt: 

"Der soziale Dienst hat die Aufgabe, die Patientin­
nen und Patienten in sozialen Fragen zu beraten und 
Hilfen nach den Sozialgesetzbüchern zu vermitteln. 
§ 39 Absatz 1 Sätze 4 bis 6 des Fünften Buches Sozi­
algesetzbuch - Gesetzliche Krankenversicherung -
bleiben unberührt." 

5a. § 6 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 6 
Krankenhaushygiene 

(1)  Die Krankenhäuser treffen entsprechend dem je­
weiligen Stand der medizinischen Wissenschaft alle 
erforderlichen Maßnahmen zur Erkennung, Verhü­
tung und Bekämpfung von Krankenhausinfektionen. 
Soweit entsprechende Richtlinien und Empfehlun­
gen der Kommission für Krankenhaushygiene und 
Infektionsprävention (KRINKO) und der Kommissi­
on Antiinfektiva, Resistenz und Therapie (ART) beim 
Robert Koch-Institut vorliegen, wird die Einhaltung 
des Standes der medizinischen Wissenschaft auf dem 
Gebiet der Hygiene vermutet, wenn die veröffent­
lichten Fassungen beachtet werden. 

(2) Das zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung 

1. Maßnahmen zur Erkennung, Verhütung und Be­
kämpfung von Krankenhausinfektionen, 

2. die Zusammensetzung und Aufgaben von Bera­
tungs- und Kontrollstrukturen, 

3 .  Beschäftigung, Tätigkeitsfelder, Fort- und Weiter­
bildung von Hygienebeauftragten und Hygiene­
fachkräften sowie 

4. die Erfassung von Krankenhausinfektionen, Be­
richts- und Veröffentlichungspflichten im Einzel­
nen zu regeln." 

6. § 7 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 7 
Transparenz und Qualitätssicherung 

(1)  Der Landesausschuss nach § 15 (Landesaus­
schuss) schlägt bei Bedarf unter Beachtung der bun­
desrechtlichen Bestimmungen auch über diese hin­
aus Qualitätsmerkmale und -indikatoren vor, über 
die ein Krankenhaus die Öffentlichkeit so zu unter­
richten hat, dass Patientinnen und Patienten eine 
Abschätzung des krankenhaus spezifischen Quali­
tätsniveaus möglich wird. Der Landesausschuss un­
terbreitet Vorschläge über Verfahren und Form derar­
tiger Veröffentlichungen. Diese Vorschläge können 
durch dreiseitige Vereinbarungen der Krankenhaus­
gesellschaft Nordrhein Westfalen, der Krankenkas­
sen und der Ärztekammern umgesetzt werden. 

(2) Das zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Qualitätsmerkmale und 
-indikatoren im Sinne des Absatzes 1 zu bestimmen, 
soweit Vereinbarungen nach Absatz 1 Satz 3 nicht bis 
zum 30.  Juni 2015  zustande kommen. 

(3) Der Krankenhausträger stellt folgende Informa­
tionen bereit: 

1. die nach den Absätzen 1 und 2 erforderlichen In­
formationen, 

2. einschlägige Informationen, die den jeweiligen 
Patientinnen und Patienten helfen, eine sachkun­
dige Entscheidung zu treffen, auch in Bezug auf 
Behandlungsoptionen, Verfügbarkeit, Qualität 
und Sicherheit der erbrachten Gesundheitsver­
sorgung, und 

3. eindeutige Rechnungen und klare Preisinformati­
onen sowie Informationen über seinen Zulas­
sungs- oder Registrierungsstatus, seinen Versiche­
rungsschutz oder andere Formen des persönlichen 
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oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die Be­
rufshaftpflicht." 

7. § 8 wird wie folgt geändert : 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 8 
Patientenorientierte Zusammenarbeit '.' 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aal Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

"Die Krankenhäuser sind entsprechend ihrer 
Aufgabenstellung nach dem Bescheid nach 
§ 16 zur Zusammenarbeit untereinander .und 
mit den niedergelassenen Arztinnen und Arz­
ten, niedergelassenen Psychologischen Psy­
chotherapeutinnen und Psychologischen Psy­
chotherapeuten sowie Kinder- und Jugendli­
chenpsychotherapeutinnen und Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten, dem öffent­
lichen Gesundheitsdienst, dem Rettungs­
dienst, den für die Bewältigung von Groß­
schadensereignissen zuständigen Behörden, 
den sonstigen Einrichtungen des Gesund­
heits- und Sozialwesens, den Selbsthilfeor­
ganisationen und den Krankenkassen ver­
pflichtet." 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

"Dazu zählt insbesondere eine patientenori­
entierte regionale Abstimmung der Leis­
tungsstrukturen." 

8. In § 1 1  Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz ein­
gefügt: 

"Die zuständige Aufsichtsbehärde kann bei einem 
Verstoß gegen die in Satz 1 genannten Vorschriften 
oder gegen eine auf Grund dieser Vorschriften erlas­
sene Anordnung die erforderlichen Maßnahmen tref­
fen." 

9. Dem § 12 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Dasselbe gilt für Änderungsmitteilungen." 

10 .  § 1 5  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der Nummer 7 wird ein Komma angefügt. 

b) Nach Nummer 7 wird folgende Nummer 8 ange­
fügt: 

,, 8 .  soweit Einrichtungen betroffen sind, in denen 
Patientinnen und Patienten behandelt werden, 
bei denen Psychotherapie angezeigt ist, ein von 
der Kammer für Psychologische Psychotherapeu­
ten und Kinder- und Jugendlichenpsychothera­
peuten Nordrhein-Westfalen (Psychotherapeuten­
kammer NRW) '.' 

c) Nach den Wörtern "benanntes Mitglied" wird ein 
Komma und folgende Nummer 9 angefügt: 

,, 9 .  die oder der Beauftragte der Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen für Patientinnen und Pati­
enten'.' 

1 1. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 werden die folgenden Absätze 3 
und 4 eingefügt: 

,,(3) Die Gesamtzahl der im Soll anerkannten 
Planbetten gemäß Absatz 1 Nummer 6 ist inner­
halb von 24 Monaten nach Bekanntgabe des Be­
scheides nach Absatz 1 Satz 1 umzusetzen. Sind 
für die Umsetzung der im Soll anerkannten Plan­
betten gemäß Absatz 1 Nummer 6 Baurnaßnah­
men erforderlich, beginnt dieser Zeitraum erst 
mit Abschluss der Baurnaßnahmen. Ist die Umset­
zung nach Ablauf dieses Zeitraumes nicht oder 
nicht vollständig erfolgt, kann die zuständige Be­
hörde den Bescheid nach Absatz 1 Satz 1 ganz 
oder teilweise aufheben. In begründeten Fällen 
kann die zuständige Behörde auf Antrag des 
Krankenhausträgers die in Satz 1 genannte Um­
setzungsfrist verlängern. 

(4) Ein Wechsel in der Trägerschaft des Kranken­
hauses ist der zuständigen Behörde anzuzeigen." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5 und die 
Wörter "Widerspruch und Anfechtungsklage" 
werden durch das Wort "Rechtsbehelfe" ersetzt. 

1 2 .  § 2 1  wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

, ,(5) Die Pauschalmittel sind für nach dem 29 .  
Dezember 2007 begonnene Investitionsmaßnah­
men zu verwenden. Sie können auch für die Fi­
nanzierung von Krediten für diese Maßnahmen 
verwendet werden." 

b) Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 

, ,(8) Die Krankenhausträger haben durch geson­
derte Wirtschaftsprüfungstestate nachzuweisen, 
dass die Fördermittel zum Stichtag 31 .  Dezember 
eines jeden Jahres für förderungs fähige Maßnah­
men gemäß § 18 Absatz 1 verwendet worden sind. 
In den Testaten müssen 

1. die Höhe der verwendeten Baupauschalen ge­
mäß § 18 Absatz 1 Nummer 1 und die jeweili­
gen Maßnahmen, für die sie verwendet wurden, 

2. Abtretungen gemäß § 20 Satz 1 und Mittelwei­
tergaben gemäß Absatz 10 von dem und an das 
Krankenhaus und 

3. die zum Stichtag noch nicht verwendeten För-
dermittel gemäß § 1 8  Absatz 1 und § 23 

bezeichnet sein. Die Testate sind der zuständigen 
Behörde jeweils bis zum Ende des auf den Prü­
fungszeitraum folgenden Kalenderjahres vorzule­
gen. Die zuständige Behörde ist berechtigt, die 
den Testaten zugrunde liegenden Angaben bei 
Nichterteilung oder eingeschränkter Erteilung 
des Testats zu überprüfen. Der Krankenhausträ­
ger hat Einsicht in die dazu erforderlichen Unter­
lagen zu gewähren." 

c) In Absatz 9 Satz 2 wird die Angabe ,,30"  durch 
die Angabe , ,50"  ersetzt. 

d) Folgender Absatz 10 wird angefügt: 

, , (10) Ausgezahlte Baupauschalen dürfen unter 
den in § 20 genannten Voraussetzungen weiterge­
geben werden." 

13 . § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Vermietungen von Räumen und Ausstattun­
gen eines Plankrankenhauses bedürfen der Er­
laubnis der zuständigen Behörde. Für die Vermie­
tung geförderter Räume und Ausstattungen ist ein 
wirtschaftlich angemessener Mietzins zu erheben 
und dem Pauschalkonto gemäß § 2 1  Absatz 7 
Satz 2 zuzuführen. Die Erlaubnis ist auf Antrag 
zu erteilen, wenn der Krankenhausbetrieb durch 
die Vermietung nicht beeinträchtigt und Satz 2 
beachtet wird." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

, , (3) Soweit Krankenhäuser für angernietete 
Räumlichkeiten nach bisherigem Recht Förde­
rung erhalten haben, wird für Mietkosten, die 
durch die Baupauschale nicht gedeckt sind, eine 
zusätzliche Förderung in Höhe der Differenz zwi­
schen Baupauschale und Mietkosten gewährt." 

14 .  § 23 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 23 
Besondere Beträge 

(1 )  Ein besonderer Betrag kann auf Antrag für Zwe­
cke des § 1 8  Absatz 1 festgesetzt werden, wenn und 
soweit 

1. dies zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit des 
Krankenhauses unter Berücksichtigung seiner im 
Krankenhausplan bestimmten Aufgaben oder zur 
Sicherstellung der stationären Versorgung auf 
Grund krankenhausplanerischer Vorgaben unab­
weisbar ist und 

2. eine Vorfinanzierung unzumutbar wäre. 
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Eine Festsetzung ist ausgeschlossen, soweit der 
Krankenhausträger die ihm bislang zur Verfügung 
gestellten Pauschalmittel gemäß § 1 8  Absatz 1 unter 
Missachtung der Grundsätze von Sparsamkeit, Wirt­
schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit verbraucht hat. 

(2) Für die Beschaffung von Medizinprodukten gilt 
Absatz 1 nur, wenn nachgewiesen wird, dass die Kos­
ten nicht durch Einnahmen aus anteiligen Abschrei­
bungsbeträgen aus den Gebühren der das Medizin­
produkt nutzenden liquidationsberechtigten 
Arztinnen und Arzte für gesondert berechenbare sta­
tionäre und ambulante Leistungen gedeckt werden 
können." 

15 .  § 28 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 28 

Widerruf und Rücknahme der Bewilligung, 
Rückforderung von Fördermitteln 

(1)  Für die Rücknahme und den Widerruf von Bewil­
ligungsbescheiden und die Rückforderung von För­
dermitteln gelten die Bestimmungen des Verwal­
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen vom 12.  November 1999 (Gv. NRW. S. 602), 
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. Okto­
ber 2013 (Gv. NRW. S. 566) geändert worden ist, so­
weit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Der Bewilligungsbescheid kann mit Wirkung für 
die Vergangenheit ganz oder teilweise zurückgenom­
men oder widerrufen werden, wenn das Kranken­
haus ohne Zustimmung der zuständigen Behörde von 
den Feststellungen nach § 16 abweicht oder seine 
Aufgaben nach den Feststellungen im Bescheid nach 
§ 16 ganz oder zum Teil nicht oder nicht mehr erfüllt. 
Von einer Rücknahme oder einem Widerruf kann ins­
besondere bei einem Trägerwechsel abgesehen wer­
den, wenn nachgewiesen wird, dass 

1. alle noch nicht verwendeten Fördermittel und ge­
förderten Gegenstände des Anlagevermögens, so­
weit diese noch nicht abgeschrieben sind, vom 
bisherigen auf den neuen Krankenhausträger 
übertragen worden sind und 

2. der neue Krankenhausträger durch schriftliche 
Erklärung gegenüber der zuständigen Behörde 
alle Verpflichtungen und Nebenbestimmungen aus 
den bisherigen Bewilligungsbescheiden aner­
kennt. 

(3) Werden nach diesem Gesetz geförderte Investiti­
onsmaßnahmen zu Zwecken außerhalb der stationä­
ren Krankenhausversorgung umgewidmet oder stellt 
das Krankenhaus seinen Betrieb ein, sollen die Be­
willigungen der Fördermittel im Umfang der Um­
widmung oder Betriebseinstellung zurückgenommen 
oder widerrufen werden. § 22 bleibt hiervon unbe­
rührt. Von einer Rücknahme oder einem Widerruf soll 
abgesehen werden, wenn die Betriebseinstellung im 
krankenhausplanerischen Interesse liegt; von einer 
Rücknahme oder einem Widerruf kann abgesehen 
werden, wenn die geförderte Investitionsmaßnahme 
aufgrund von Umstrukturierungsprozessen oder ei­
nem Bedarfsrückgang nicht mehr zur Erfüllung des 
Versorgungsauftrages des Krankenhauses benötigt 
wird. 

(4) Gehen die mit Fördermitteln errichteten oder be­
schafften Anlagegüter kraft Gesetzes in das Eigen­
tum eines Dritten über, ist auch dieser oder sein 
Rechtsnachfolger zur Erstattung der Fördermittel 
verpflichtet, wenn eine Rückforderung gemäß Ab­
satz 1 bis 3 geltend gemacht wird." 

16 .  § 3 1  wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird nach dem Wort "Verwal­
tungsdienstes" das Wort "gleichrangig" eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort "ist" 
die Wörter "und auch nicht durch anderweitige 
vertragliche Anreize in der Unabhängigkeit der 
medizinischen Entscheidungen beeinträchtigt 
wird" eingefügt. 

c) Folgende Absätze 3 und 4 werden angefügt: 

,,(3) Das Krankenhaus ist nach ärztlich über­
schaub aren Verantwortungsbereichen und medizi­
nischen Gesichtspunkten nach den Vorgaben der 
Feststellungen des Krankenhausplans in Abtei­
lungen gegliedert. 

(4) Der Krankenhausträger trägt die Verantwor­
tung für eine ordnungsgemäße ärztliche, pflegeri­
sche, technische und verwaltungsmäßige Organi­
sation des Krankenhauses." 

17. § 33 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

"Die Regelungen des § 2 Absatz 3 und des § 31 Ab­
satz 1 gelten nicht für Krankenhäuser, die von Reli­
gionsgemeinschaften oder diesen gleichgestellten 
oder ihnen zuzuordnenden Einrichtungen betrieben 
werden." 

18 .  Nach § 34 werden die folgenden §§ 34a und 34b ein­
gefügt: 

,,§34a 
Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig handelt, wer 

1. vorsätzlich oder fahrlässig einer Vorschrift der 
auf Grund des § 34 Satz 2 erlassenen Rechtsver­
ordnung oder auf Grund dieser Rechtsverordnung 
ergangenen Anordnung zuwiderhandelt, soweit 
die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tat­
bestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 
oder 

2. vorsätzlich oder fahrlässig der Verpflichtung ge-
mäß § 2 1  Absatz 7 zuwiderhandelt. 

Die Ordnungswidrigkeit kann im Fall des Satz 1 
Nummer 1 mit einer Geldbuße bis zu 10 000 Euro 
und im Fall des Satz 1 Nummer 2 mit einer Geldbuße 
bis zu 50 000 Euro geahndet werden. 

§ 34b 
Haftpflichtversicherung 

(1) Der Krankenhausträger bedarf einer Haftpflicht­
versicherung, einer Garantie oder einer ähnlichen 
Regelung, die im Hinblick auf ihren Zweck gleich­
wertig oder im Wesentlichen vergleichbar und nach 
Art und Umfang dem Risiko angemessen ist. Das Be­
stehen einer solchen Regelung ist der zuständigen 
Behörde auf Verlangen nachzuweisen. 

(2) Zur Erfüllung der Verpflichtung in Absatz 1 ist 
nur derjenige Krankenhausträger, der die Behand­
lung gemäß § 630a Absatz 1 des Bürgerlichen Ge­
setzbuches zusagt, verpflichtet." 

19 . § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

, ,(1) Auf die Ausbildungsstätten nach § 2 Num­
mer la KHG sind die Vorschriften des Abschnitts 
II und § 35 entsprechend anzuwenden." 

b) In Absatz 2 wird das Wort "und" durch ein Kom­
ma ersetzt und nach der Angabe ,,§ 1 1 "  die Anga­
be "und § 3 1a" eingefügt. 

20 .  Dem § 37 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Abweichend von Absatz 2 gilt dieses Gesetz für 
eingesparte Fördermittel aus Festbetragsförderungen 
gemäß § 24 Absatz 2 KHG NRW, soweit sie dem Kon­
to der Baupauschale als gesonderte Position zuge­
führt werden." 

2 1. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden das Komma und das 
Wort "Berichtspflicht" gestrichen. 

b) Satz 3 wird aufgehoben. 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 
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Düsseldorf, den 25 .  März 2015  

Die Landesregierung 
Nordrhein -Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 
Die Ministerin 

für Schule und Weiterbildung 

(L. S.) Sylvia L ö h r  m a n  n 

215 

Der Finanzminister 
zugleich für 

den Minister für Arbeit, Integration und Soziales 

Dr. N orbert W a l  t e r - B o r  j a n s  

Für den Minister 
für Inneres und Kommunales 

Der Justizminister 

Thomas K u t s c h a t  y 

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

Svenja S c h u 1 z e 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Ute S c  h ä f e r  

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Barbara S t e f f e n s 

- GV NRW 2015  S. 302 

Zweites Gesetz 
zur Änderung des Rettungsgesetzes NRW 

Vom 25. März 2015 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Zweites Gesetz 
zur Änderung des Rettungsgesetzes NRW 

Artikel 1 

Das Rettungsgesetz NRW vom 24.  November 1992 (GV 
NRW S. 458) ,  das zuletzt durch Gesetz vom 18 .  Dezem­
ber 2012  (GV NRW S. 67 0) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 2 wird wie folgt gefasst: 

, , §  2 Rettungsdienst'.' 

b) Nach der Angabe zu § 2 wird folgende Angabe 
eingefügt: 

, , §  2a Wirtschaftlichkeitsgebot' .' 

c) Die Angabe zu § 3 wird wie folgt gefasst: 

,, § 3 Rettungsmittel'.' 

d) Die Angabe zu § 4 wird wie folgt gefasst: 

,, § 4 Besetzung von Rettungsmitteln' .' 

e) Nach der Angabe zu § 5 wird folgende Angabe 
eingefügt: 

,, § 5a Belange behinderter Menschen'.' 

f) Nach der Angabe zu § 7 wird folgende Angabe 
eingefügt: 

,, § 7 a Dokumentation, Datenschutz, Qualitäts­
management ': 

g) Die Angabe zu § 8 wird wie folgt gefasst: 

,, § 8 Leitstelle - Nachweis über freie Behand-
1 ungska pazi täten ' .' 

h) Die Angabe zu § 13 wird wie folgt gefasst: 

, , §  13 Mitwirkung anerkannter Hilfsorganisatio­
nen und anderer Leistungserbringer' .' 

i) Die Angaben zu §§ 14 und 15 werden durch die 
folgende Angabe ersetzt: 

" § 14 Beteiligung der Krankenkassen bei der 
Festsetzung von Benutzungsentgelten, Kosten' .' 

j) Die Angaben zu §§ 16 und 17 werden durch die 
folgenden Angaben ersetzt: 

,, § 15 Landesfachbeirat für den Rettungsdienst 

§ 16 Aufsicht und Weisungsrecht': 

k) Die Angaben zu §§ 1 8  und 18a werden durch die 
folgenden Angaben ersetzt: 

,,§ 17 Genehmigungspflicht 

§ 18 Dokumente'.' 

1) Die Angaben zu §§ 30 und 3 1  werden durch fol­
gende Angabe ersetzt: 

, , §  30 Inkrafttreten ': 

2 .  § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

, , (1)  Dieses Gesetz gilt für die Notfallrettung, den 
Krankentransport und die Versorgung einer grö­
ßeren Anzahl Verletzter oder Kranker bei außer­
gewöhnlichen Schadensereignissen im Sinne des 
§ 2 ." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Wörter "des Bun­
desgrenzschutzes" durch die Wörter "der 
Bundespolizei" ersetzt." 

bb) In Nummer 2 werden die Wörter "mit Fahr­
zeugen der freiwilligen Hilfsorganisationen " 
gestrichen. 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

, , §  2 
Rettungsdienst ': 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz 1 vorange­
stellt: 

, , (1)  Der Rettungsdienst umfasst 

1. die Notfallrettung, 

2. den Krankentransport, 

3. die Versorgung einer größeren Anzahl Verletz­
ter oder Kranker bei außergewöhnlichen Scha­
densereignissen unter Berücksichtigung der im 
Gesetz über den Feuerschutz und die Hilfeleis­
tung vom 10 .  Februar 199 8 (GV NRW S. 122) ,  
das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
2 3 .  Oktober 2012  (GV NRW S .  47 4) geändert 
worden ist, enthaltenen Regelungen. 

Der Rettungsdienst arbeitet insbesondere mit den 
Feuerwehren, den anerkannten Hilfsorganisatio­
nen, den Katastrophenschutzbehörden, den Kran­
kenhäusern und dem Offentlichen Gesundheits­
dienst zusammen und wird von ihnen 
unterstützt." 

c) Die bisherigen Absätze 1 bis 3 werden die Absät­
ze 2 bis 4.  

d) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

,, (5) Der Rettungsdienst kann Arzneimittel ,  Blut­
produkte aus zellulären Blutbestandteilen, Orga-
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